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Abschlussbericht Rödl & Partner, Teil 1: Kernverwaltung 
 

Num

mer 
Dez. Maßnahme 

Vorschlag 

der Ver-

waltung 
1 

Anmerkung der Verwal-

tung 

Meinungsbild Klausur HFA 

19.06.2010 

Beschlussfassung Rat 

22.06.2010 

1. Dez. 

I 

Verringerung der ent-

goltenen Überstunden 

+ Eine gesonderte Betrachtung 

erfordert die Abwicklung der 

Überstunden im Bereich des 

sog. „Winterdienstes“. Hierzu 

wird die Verwaltung einen 

entsprechenden Vorschlag 

unterbreiten.  

+ Einstimmig beschlossen 

       

2. Dez. 

I 

Verringerung des Zu-

schussbedarfs für In-

formations- und 

Kommunikations-

dienstleistungen 

Grds. + Der Bürgermeister wird be-

auftragt, Gespräche mit den 

Mitgliedskommunen sowie 

den Verbandsvorstehern zu 

führen. Nach den aktuellen 

Auskünften der Gemeinde-

prüfungsanstalt NRW ist die 

GKD derzeit der preiswertes-

te Zweckverband in NRW.  

+ Einstimmig beschlossen 

       

3. Dez. 

I 

Verringerung der An-

zahl der Ratsmitglieder 

 Zu diesem Vorschlag unter-

breitet die Verwaltung keine 

Empfehlung.  

+ 

(mit großer Mehrheit) 

Mehrheitlich bei 10 Gegen-

stimmen beschlossen 

       

                                                
1  Bei Zustimmung: „+“; 

bei Ablehnung: „-“; 
bei Anmerkungen wurde der Zusatz „Grds.“ eingefügt. 

 „teilweise“: teilweise Zustimmung 
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4. Dez. 

I 

Veränderung der 

Wahrnehmung der 

Frühstückspausen auf 

den Baustellen 

+  + Einstimmig beschlossen 

       

5. Dez. 

I 

Auflösung Schreib-

dienst 

+  + Einstimmig beschlossen 

       

6. Dez. 

I 

Jahrmärkte, Großver-

anstaltungen, Cityma-

nagement, Stadtmar-

keting 

+  

 

Die Maßnahme wurde zum 

Teil schon selbst umgesetzt 

(Schokofestival). 

+ Einstimmig beschlossen 

       

7. Dez. 

II 

Erhöhung Vergnü-

gungssteuersatz 

+  + 

(mit Mehrheit – in der von 

Rödl & Partner vorgeschlage-

nen Höhe) 

Mehrheitlich bei 13 Gegen-

stimmen beschlossen ent-

sprechend des Meinungsbil-

des des Haupt- und Finanz-

ausschusses vom 19.06.2010 

       

8. Dez. 

II 

Zusammenlegung 

Stadtkasse mit Stadt-

kämmerei und Steuer-

amt 

+  + Einstimmig beschlossen 

       

9. Dez. 

II 

Personalausstattung 

im Bereich Zahlungs-

abwicklung 

+  + Einstimmig beschlossen 

       

10. Dez. 

II 

Erhöhung der Erträge 

aus Grundstücksver-

käufen 

Grds. + Auf die Schwierigkeiten bei 

der Zielerreichung wird sei-

tens der Verwaltung hinge-

wiesen. Grundsätzlich wird 

der Umsetzung dieser Maß-

nahme zugestimmt.  

+ Einstimmig beschlossen 
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11. Dez. 

II 

Neuorganisation der 

Abteilungen Liegen-

schaften und Woh-

nungswesen 

+  + Einstimmig beschlossen 

       

12. Dez. 

II 

Optimierung des Per-

sonaleinsatzes im 

Wohnungswesen 

+  + Einstimmig beschlossen 

       

13. Dez. 

II 

Wirtschaftliche Betäti-

gungen, Erhöhung der 

Ausschüt-

tung/Abführung an 

den städtischen Haus-

halt 

+  + Mehrheitlich bei 4 Gegen-

stimmen entsprechend des 

Meinungsbildes des Haupt- 

und Finanzausschusses vom 

19.06.2010 

       

14. Dez. 

III 

Konzentration der 

Verwaltung/Aufgabe 

der Verwaltungsne-

benstellen 

+ 

 

 - 

Mehrheit für folgenden Alter-

nativvorschlag: 

Aufgabe Verwaltungsneben-

stelle Sande; Einsparung von 

3,57 Stellen; es verbleiben 2 

Stellen für gemeinsamen 

Bürgerservice mit Standorten 

in Schloß Neuhaus (3 Tage) 

und Elsen (2 Tage); in Elsen 

Nutzung der neuen Sparkas-

se; Verwertung der Gebäude 

in Sande und Elsen; Kom-

pensation der reduzierten 

Stelleneinsparung durch 

Wiedereinführung einer kos-

tenpflichtigen Parkraumbe-

wirtschaftung in Schloß Neu-

haus und Einführung einer 

kostenpflichtigen Parkraum-

Mehrheitlich bei 17 Gegen-

stimmen und 2 Enthaltungen 

beschlossen entsprechend 

des Meinungsbildes des 

Haupt- und Finanzausschus-

ses vom 19.06.2010 
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bewirtschaftung in Elsen. 

       

15. Dez. 

III 

Zusammenführung 

Einwohner- und Stan-

desamt sowie Ord-

nungsamt 

Grds. + Perspektivisch wird die Ver-

waltung diesen Vorschlag zu 

gegebener Zeit weiterverfol-

gen (Organisationsentschei-

dung des BGM.) 

+ 

Einsparungsvolumen wird im 

Haushalt zum nächstmögli-

chen Zeitpunkt realisiert (Or-

ganisationsentscheidung des 

Bgm.). 

Einstimmig beschlossen ent-

sprechend des Meinungsbil-

des des Haupt- und Finanz-

ausschusses vom 19.06.2010 

       

16. Dez. 

III 

Überwachung des ru-

henden und fließenden 

Verkehrs, Ausweitung 

der Verkehrsüberwa-

chung 

+  + Einstimmig beschlossen 

       

17. Dez. 

III 

Verkehrsrechtliche 

Genehmigungen; Er-

höhung der Sonder-

nutzungsgebühren 

+  + Einstimmig beschlossen 
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18. Dez. 

III 

Museen und Galerien; 

Erhebung von Ein-

trittsgeldern für die 

städtischen Museen 

+  + 

Mehrheit: 

Schaffung einer differenzier-

ten Gebührenordnung für 

Eintrittsgelder; Differenzie-

rung nach Standorten; freier 

Eintritt für Schulklassen und 

Kinder bis einschl. 12 Jahre; 

Jahreskarte für alle Museen 

im Stadtgebiet. 

Minderheit: 

Verzicht auf die Erhebung 

von Eintrittsgeldern; Wer-

bung zur Stärkung der Spen-

denbereitschaft (Information 

der Verwaltung: Spenden-

aufkommen 2009 11.600 €). 

Mehrheitlich bei 26 Gegen-

stimmen beschlossen ent-

sprechend des mehrheitli-

chen Meinungsbildes des 

Haupt- und Finanzausschus-

ses vom 19.06.2010 

       

19. Dez. 

III 

Museen und Galerien; 

Priorisierung der mu-

sealen Einrichtungen 

+  + (1 Enthaltung) 

Suche nach einer ehrenamtli-

chen Lösung zum Weiterbe-

trieb des Museums im Rem-

ter Schloß Neuhaus bis zum 

30.09.2010; anderenfalls 

Schließung des Museums. 

Einstimmig bei 3 Enthaltun-

gen beschlossen entspre-

chend des Meinungsbildes 

des Haupt- und Finanzaus-

schusses vom 19.06.2010 

       

20. Dez. 

III 

Unterricht; Ertrags-

steigerungen durch 

Veränderung der Ge-

bührenordnung 

Grds. +  

 

Grundsätzlich wird der Um-

setzung der Maßnahme zu-

gestimmt. Art und Weise der 

Umsetzung werden durch die 

Verwaltung vorgeschlagen.  

+ Einstimmig beschlossen 

       

21. Dez. 

III 

Unterricht; Anhebung 

des Anteils der durch 

Honorarkräfte erbrach-

ten Unterrichtsstunden 

Grds. + Vom Grundsatz her wird der 

Umsetzung der Maßnahme 

zugestimmt, eine Haushalts-

entlastung bereits ab dem 

+ 

(Ziel wird mehrheitlich unter-

stützt) 

Die Umsetzung kann nur in 

Mehrheitlich bei 22 Gegen-

stimmen beschlossen ent-

sprechend des Meinungsbil-

des des Haupt- und Finanz-
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in der Musikschule Jahr 2010 ist wegen beste-

hender Verträge nicht um-

setzbar.  

Absprache mit der Leitung 

der Musikschule erfolgen. 

ausschusses vom 19.06.2010 

       

22. Dez. 

III 

Archiv; Effizienzsteige-

rung im Stadtarchiv 

+  + 

Die vorgeschlagene Stellen-

reduzierung kann auch an 

anderer Stelle in der Verwal-

tung erfolgen. 

Einstimmig beschlossen ent-

sprechend des Meinungsbil-

des des Haupt- und Finanz-

ausschusses vom 19.06.2010 

       

23. Dez. 

III 

Kulturwerkstatt, Opti-

mierung Kostende-

ckungsgrad 

Grds. + Der Umsetzung der Maß-

nahme wird grundsätzlich 

zugestimmt.  

Die Umsetzbarkeit erscheint 

jedoch fraglich, die Optimie-

rung des Kostendeckungs-

grades soll entsprechend der 

Diskussion zu Maßnahme Nr. 

42. erfolgen.  

 

+ Mehrheitlich bei 13 Gegen-

stimmen beschlossen 

       

24. Dez. 

III 

Kulturwerkstatt; Ein-

bindung der Mitglieder 

in die Leistungserbrin-

gung 

- Sowohl der Vorschlag als 

auch das Volumen zur Haus-

haltsentlastung erscheinen 

unrealistisch vor dem Hinter-

grund der bei einer Einbin-

dung der Mitglieder in die 

Leistungserbringung entste-

henden Überprüfungserfor-

dernisse.  

 

Auch für 24. gilt, dass die 

Optimierung des Kostende-

ckungsgrades entsprechend 

der Diskussion zu Nr. 42 er-

folgen soll. 

+ 

(mit Mehrheit) 

Gemeinsam mit den Gremien 

der Kulturwerkstatt zeitnah 

Möglichkeiten erarbeiten – z. 

B. analog den Regelungen 

zur Nutzung von Sporthallen 

– um bis 2016 ein Einsparvo-

lumen zu realisieren. 

Mehrheitlich bei 26 Gegen-

stimmen beschlossen ent-

sprechend des Meinungsbil-

des des Haupt- und Finanz-

ausschusses vom 19.06.2010 
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25. Dez. 

IV 

Anpassung des Perso-

naleinsatzes für Schul-

sekretärinnen 

Grds. + Die Umsetzung der Maßnah-

me wird als problematisch 

angesehen, da dies eine 

Schulschließung(en) voraus-

setzt. Dies ist nur bei einer 

gleichzeitigen Optimierung 

der Schulinfrastruktur mög-

lich. Die Schulentwicklungs-

planung ist entsprechend 

anzupassen. Eine Umsetzung 

der Maßnahme ohne diese 

Randbedingungen erscheint 

nicht realistisch.  

+ 

Zielerreichung über Schul-

entwicklungsplanung und 

Alternativen, wie z. B. die 

Nutzung von Synergien von 

Schulsystemen in räumlicher 

Nachbarschaft; Anbringung 

von kw.-Vermerken entspre-

chend des Vorschlages von 

Rödl & Partner. 

 

Mehrheitlich bei 26 Gegen-

stimmen beschlossen ent-

sprechend des Meinungsbil-

des des Haupt- und Finanz-

ausschusses vom 19.06.2010 

       

26. Dez. 

IV 

Optimierung der 

Schulhausmeister-

dienste; Bildung von 

Hausmeisterpools 

+  + 

Poolbildung; Zuordnung der 

Hausmeister zu einzelnen 

Schulen wird im Hinblick auf 

Verantwortlichkeit als wichtig 

erachtet; freie Arbeitszeitka-

pazitäten sollen flexibel ent-

sprechend der beruflichen 

Vorbildung der Mitarbeiter an 

anderen Schulen und städti-

schen Gebäuden genutzt 

werden. 

Mehrheitlich bei 4 Gegen-

stimmen und 1 Enthaltung 

beschlossen entsprechend 

des Meinungsbildes des 

Haupt- und Finanzausschus-

ses vom 19.06.2010 

       

27. Dez. 

IV 

Anpassung der Eltern-

beitragssatzung für die 

offene Ganztagsschule 

Grds. + Dem Vorschlag wird grund-

sätzlich zugestimmt. Art und 

Weise der Umsetzung wer-

den durch die Verwaltung 

vorgeschlagen. 

Eine Gleichbehandlung zu 39. 

ist anzustreben. 

+ 

(mit Mehrheit) 

Ergänzung zum Vorschlag 

des JHA: Modifizierung Ge-

schwisterkinderregelung – 

bis Familieneinkommen 

45.000 € sind Geschwister-

kinder beitragsfrei; über 

45.000 € Staffelung 2. Kind 

Mehrheitlich bei 21 Gegen-

stimmen und 5 Enthaltungen 

beschlossen entsprechend 

des Meinungsbildes des 

Haupt- und Finanzausschus-

ses vom 19.06.2010 
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50 %, 3. Kind 25 %, ab 4. 

Kind frei. 

       

28. Dez. 

IV 

Optimierung der 

Schulinfrastruktur 

+ Die Maßnahme ist im Rah-

men der Schulentwicklungs-

planung abzuarbeiten (siehe 

Maßnahme 25.)  

+ 

(mit Mehrheit) 

Zielplanung machbar wegen 

demographischer Entwick-

lung; aktuell keine Entschei-

dung über einzelne Schulen. 

Mehrheitlich bei 29 Gegen-

stimmen beschlossen ent-

sprechend des Meinungsbil-

des des Haupt- und Finanz-

ausschusses vom 19.06.2010 

       

29. Dez. 

IV 

Verdichtung der Biblio-

thekstandorte und 

Einführung RFID 

+  + 

RFID 

+ 

Zentralbibliothek und Kom-

Bi/KiBi 

Langfristig Unterbringung der 

Zentralbibliothek und der 

Bibliotheksverwaltung an 

einem Standort; mittelfristig 

Reduzierung der Miete 

ComBi/KiBi in der Rathaus-

passage. 

+ 

Stadtteilbibliotheken 

(mit Mehrheit) 

Ehrenamtliche Lösung für die 

Stadtteilbibliotheken in 

Schloß Neuhaus und Elsen 

bis zum 30.09.2010 finden 

(1/2 Stelle zur Koordination / 

Medienbeschaffung soll zur 

Verfügung gestellt werden); 

anderenfalls diskutiert der 

Kulturausschuss über Alter-

nativen. Aufgabe der Stadt-

teilbibliotheken in Wewer, 

Dahl und Sande; hier werden 

RFID 

 

Einstimmig bei 6 Enthaltun-

gen beschlossen 

 

Zentralbibliothek und Kom-

Bi/KiBi 

 

Einstimmig beschlossen 

 

Stadtteilbibliotheken 

 

Mehrheitlich bei 25 Gegen-

stimmen beschlossen ent-

sprechend des Meinungsbil-

des des Haupt- und Finanz-

ausschusses vom 19.06.2010 
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keine Räumlichkeiten mehr 

zur Verfügung gestellt. Eh-

renamtliche Lösungen zur 

Weiterführung des Medienbe-

standes können bis zum 

30.09.2010 gesucht werden. 

       

30. Dez. 

IV 

Einführung Jahresge-

bühr (Bibliothek) 

+  + Keine Beschlussfassung; der 

Rat hatte bereits am 

20.05.2010 die Einführung 

einer Jahresgebühr für die 

Stadtbibliothek beschlossen 

       

31. Dez. 

IV 

Anpassung der Ent-

geltordnung der 

Volkshochschule 

Grds. +  + Mehrheitlich bei 5 Gegen-

stimmen beschlossen 

       

32. Dez. 

IV 

Optimierung der räum-

lichen Unterbringung 

Volkshochschule 

Grds. + Dem Vorschlag wird grund-

sätzlich zugestimmt. 

Das Thema ist insgesamt im 

Zusammenhang mit der 

Maßnahme „Stadelhof“ zu 

bewerten. 

+ Einstimmig beschlossen 

       

33. Dez. 

IV 

Freiwillige Hilfen und 

Zuschüsse; Einführung 

einer leistungsorien-

tierten Bezuschussung 

+  + 

(mit Mehrheit) 

Volumen soll erwirtschaftet 

werden; kein 

Rasenmäherprinzip; Einzel-

prüfung; Regelung durch 

Leistungsvereinbarungen. 

Mehrheitlich bei 25 Gegen-

stimmen beschlossen ent-

sprechend des Meinungsbil-

des des Haupt- und Finanz-

ausschusses vom 19.06.2010 
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34. Dez. 

IV 

Übergangsheime für 

Aussiedler und auslän-

dische Flüchtlinge; 

Schließung des Über-

gangsheims für Spät-

aussiedler  

Grds. + Dem Vorschlag wird grund-

sätzlich zugestimmt. Auf 

mögliche Schwierigkeiten bei 

der Umsetzung wird hinge-

wiesen.  

 

+ Einstimmig beschlossen 

       

35. Dez. 

IV 

Hilfen zur Erziehung; 

Stärkung der Pflege-

quote 

+ Seitens der Verwaltung be-

steht die Bereitschaft, einen 

derartigen Versuch zu star-

ten.  

 

+ Einstimmig beschlossen 

       

36. Dez. 

IV 

Hilfen zur Erziehung; 

Aufbau eines präventi-

ven Ansatzes für Hilfen 

nach § 31 SGB VIII 

- Es wird bezweifelt, dass 

durch die Einstellung eines 

Mitarbeiters/ - in Einspa-

rungsergebnisse erzielt wer-

den können.  

+ 

Modellversuch; 0,5 Stellen 

einrichten bzw. vorzugsweise 

Leistung durch Leistungsver-

einbarung beziehen; Befris-

tung auf 5 Jahre; jährlicher 

Bericht an JHA; vorzeitiger 

Ausstieg, wenn notwendig. 

Mehrheitlich bei 1 Gegen-

stimmen und 3 Enthaltungen 

beschlossen entsprechend 

des Meinungsbildes des 

Haupt- und Finanzausschus-

ses vom 19.06.2010 

 

       

37. Dez. 

IV 

Hilfe in Notsituationen/ 

Inobhutnahmen; Ver-

kürzung der Verweil-

dauer nach § 42 SGB 

VIII 

+  + Einstimmig beschlossen 

       

38. Dez. 

IV 

Förderung von Kindern 

in Tageseinrichtungen 

unter 2 Jahren, Förde-

rung von Kindern in 

Tageseinrichtungen 

über 2 Jahren; Bereit-

stellung des Personals 

für den geplanten U3-

teilweise + Der Regelbetrieb kann fort-

geführt werden, der Bil-

dungsanspruch des Kibiz 

kann jedoch bei Umsetzung 

der Maßnahme nicht mehr in 

dem geforderten Maße erfüllt 

werden; der Personaleinsatz 

soll nicht unter den Personal-

- 

Ergebnis JHA 17.06.2010 

(siehe am Ende dieser Über-

sicht); Vorschlag Rödl & 

Partner wurde abgelehnt; 

erneute fraktionsinterne Be-

ratung. 

 

Einstimmig beschlossen ent-

sprechend der Beschluss-

empfehlung des Jugendhilfe-

ausschusses: Dem Vorschlag 

von Rödl & Partner wird nicht 

zugestimmt. Es sind Kom-

pensationsmöglichkeiten 

durch Einsparungen im Per-
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Ausbau einsatz katholischer Träger 

sinken. 

 sonalhaushalt oder anderen 

Bereichen der Eigenbetrie-

be/Gesellschaften zu erzie-

len. 

       

39. Dez. 

IV 

Förderung von Kindern 

in Tageseinrichtungen 

unter 2 Jahren, Förde-

rung von Kindern in 

Tageseinrichtungen 

über 2 Jahren; Neuge-

staltung der Elternbei-

tragssatzung 

Grds. + Der Umsetzung des Vor-

schlages wird grundsätzlich 

zugestimmt. Es soll eine Be-

fristung eingebaut werden. 

Nach Ablauf der Befristung 

soll der Erreichungsgrad eva-

luiert werden. 

Geschwisterkinderregelung? 

Maßnahme ist analog zu 27. 

zu behandeln. 

+ 

(mit Mehrheit) 

Ergänzung zum Vorschlag 

des JHA: Modifizierung Ge-

schwisterkinderregelung – 

bis Familieneinkommen 

45.000 € sind Geschwister-

kinder beitragsfrei; über 

45.000 € Staffelung 2. Kind 

50 %, 3. Kind 25 %, ab 4. 

Kind frei. 

(Information der Verwaltung: 

Die Wenigereinnahme ge-

genüber dem Vorschlag von 

Rödl & Partner beträgt ca. 

140.000 €) 

Mehrheitlich bei 12 Gegen-

stimmen und 3 Enthaltungen 

beschlossen entsprechend 

des Meinungsbildes des 

Haupt- und Finanzausschus-

ses vom 19.06.2010 

 

       

40. Dez. 

IV 

Förderung von Maß-

nahmen in städtischer 

Trägerschaft; Neuaus-

richtung der Jugend-

arbeit 

+ Die Maßnahme soll sich auf 

alle Zuschussnehmer, somit 

auch auf die freien Träger, 

erstrecken. 

+ 

(mit Mehrheit) 

Erfassung freier Träger; Ver-

zicht auf Schließungen; Er-

halt der Jugendtreffs durch 

Änderung der Öffnungszeiten 

Mehrheitlich bei 25 Gegen-

stimmen beschlossen ent-

sprechend des Meinungsbil-

des des Haupt- und Finanz-

ausschusses vom 19.06.2010 

 

       

41. Dez. 

IV 

Übergreifend, Einfüh-

rung eines dezentralen 

Fachcontrollings 

Grds. + Es soll eine Befristung einge-

baut werden, nach Ablauf der 

Befristung soll der Errei-

chungsgrad evaluiert werden. 

+ Einstimmig beschlossen 

       

42. Dez. 

IV 

Erhebung von Nut-

zungsentgelten für 

Grds. + Der Maßnahme wird grund-

sätzlich zugestimmt. Art und 

+ 

(mit Mehrheit) 

Mehrheitlich bei 25 Gegen-

stimmen beschlossen ent-
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städtische Sporthallen 

und Sportanlagen 

Weise werden von der Ver-

waltung vorgeschlagen, die 

steuerlichen Auswirkungen 

müssen bei der Umsetzung 

der Maßnahme vorab geprüft 

werden   

(siehe auch 43.). 

Gilt auch für 43. 

Reduzierung der Sportförde-

rung um 100.000 €; Zusam-

menlegung des Schulverwal-

tungsamtes und des Sport-

amtes – Einsparung einer 

Amtsleiterstelle 80.000 €; 

Einsparung einer Stelle im 

Sportamt 50.000 €; Prüfung, 

inwieweit Einsparung einer 

Stelle beim Amt für Umwelt-

schutz und Grünflächen – 

Sportflächenpflege – 50.000 

€ - möglich ist; alternativ 

Einsparung einer Stelle bzw. 

mehrerer Stellenanteile in 

der Verwaltung oder den 

städtischen Eigenbetrie-

ben/Gesellschaften; verblei-

bender Betrag von 350.000 

bzw. 400.000 € ist über Hal-

lennutzungsentgelte zu erhe-

ben; steuerliche Vorteile sind 

zu nutzen; verbindliche An-

frage beim Finanzamt 

sprechend des Meinungsbil-

des des Haupt- und Finanz-

ausschusses vom 

19.06.2010; gemeinsame 

Beschlussfassung mit Punkt 

43 

 

       

43. Dez. 

IV 

Überführung der städ-

tischen Sportanlagen 

und Sporthallen in 

einen Betrieb gewerb-

licher Art 

Grds. + Der Maßnahme wird grund-

sätzlich zugestimmt. Art und 

Weise werden von der Ver-

waltung vorgeschlagen. Die 

Frage eines steuerlichen BgA 

ist mit der Finanzverwaltung 

abzustimmen. Der steuerli-

che Zusatzeffekt müsste auf 

jeden Fall erzielt werden  

(siehe auch 42.). 

Siehe Punkt 42 Siehe Punkt 42 
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44. Dez. 

V 

Erhöhung der Sonder-

nutzungsgebühren, 

Anpassung Gebühren-

satzung 

+  + Einstimmig beschlossen 

       

45. Dez. 

V 

Öffentliche Beleuch-

tung; Reduzierung der 

Kosten der Straßenbe-

leuchtung 

Grds. +  + Einstimmig beschlossen 

       

46. Dez. 

V 

GU Verkehrsgrün, Re-

duzierung der Unter-

haltskosten für das 

Verkehrsgrün 

+  + Einstimmig beschlossen 

       

47. Dez. 

IV 

GU Spiel- und Sport-

plätze, Neuausrichtung 

der Spielplatzbedarfs-

plane und der Spiel-

platzstruktur 

+ Es liegt die Zuständigkeit von 

StA 51 vor. 

+ Einstimmig beschlossen 

       

48. Dez. 

V 

Übergreifend; Einsatz 

von Saisonkräften 

+  + 

(mit Mehrheit) 

 

Mehrheitlich bei 27 Gegen-

stimmen beschlossen 

       

49. Dez. 

V 

Grünplanung, Neubau 

und Instandsetzung 

von Grünflächen; Re-

duzierung des Perso-

naleinsatzes im Be-

reich Planung und Bau 

+  + Einstimmig beschlossen 

       

50. Dez. 

V 

Wald- und Biotoppfle-

ge; Vergabe von Leis-

tungen im Produktbe-

reich Forst 

+  + Einstimmig beschlossen 
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51. Dez. 

V 

Grünplanung, Neubau 

und Instandsetzung 

von Grünflächen; Wei-

terentwicklung des 

dezentralen Control-

lings 

+  + Einstimmig beschlossen 

       

52. Dez. 

II 

Ersparnis d. Umset-

zung der Konsolidie-

rungsmaßnahmen 

Grds. + Der Höhe der errechneten 

Einsparungen kann so nicht 

gefolgt werden. Sie ist im 

Wesentlichen von den Um-

setzungsmaßnahmen abhän-

gig. 

+ Einstimmig beschlossen 

       

53. Dez. 

I 

Einführung eines 

Politikmonitoring zu 

den beschlossenen 

Maßnahmen zur Haus-

haltskonsolidierung 

+ Der zusätzliche Personalauf-

wand muss sich in vertretba-

rem Rahmen bewegen. 

+ 

Die Verwaltung unterbreitet 

in der ersten Sitzung des 

Rates nach der Sommerpau-

se 2010 einen entsprechen-

den Vorschlag (siehe hierzu 

Vorschlag Rödl & Partner Pkt. 

29.3, Seite 235 des Berichtes 

Teil 1) 

Einstimmig beschlossen ent-

sprechend des Meinungsbil-

des des Haupt- und Finanz-

ausschusses vom 19.06.2010 

 
 


